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SHORT NEWS

Pensions : les femmes gagnent beaucoup moins

(fg) – Un taux d’emploi moins élevé que les hommes, des salaires inférieurs 
et davantage de temps partiel : ces inégalités de genre qui marquent les car-
rières des femmes expliquent pourquoi, au Luxembourg, leur niveau de pen-
sion est très inférieur à celui des hommes. Elles « s’élèvent, en moyenne, à 
1.946 euros, soit 26,9 % (717 euros) inférieures aux pensions des hommes », 
constate Improof dans un article publié fin octobre. Le think tank de la 
Chambre des salariés (CSL) distingue les femmes qui ont eu une « carrière 
migratoire  », à l’exemple des frontalières, de celles n’ayant travaillé qu’au 
Luxembourg. Dans ce dernier cas, l’écart est encore plus spectaculaire, 
puisqu’elles « perçoivent une pension de vieillesse de moins de 2.600 euros, 
un niveau qui est 42,2 % (1.900 euros) inférieur à celui des hommes ». Dans 
l’UE, le Luxembourg est le troisième pays où ces différences sont les plus 
importantes. La situation s’améliore au fil des ans, mais elle pourrait à nou-
veau s’aggraver si, comme le veut le patronat, les années d’étude et les « baby 
years » ne sont plus prises en compte dans le calcul des pensions. Réduire 
cette inégalité est pourtant un «  impératif social », selon Improof. Un mes-
sage pas forcément bien reçu par la ministre de la Sécurité sociale, Martine 
Deprez, qui ne consulte aucune organisation représentative des femmes dans 
les discussions qu’elle mène actuellement sur l’avenir des pensions.

Mieten fressen Mindestlohn

(tf) – Luxemburg verteidigt seinen dritten Platz: Noch immer gibt es EU-weit 
nur zwei Länder, in denen die Miete vom gesetzlichen Mindestlohn anteilig 
mehr auffrisst als hierzulande. 52 Prozent ihres Einkommens drücken die 
Betroffenen im Großherzogtum fürs Wohnen ab. Das geht aus vom Statisti-
schen Amt der EU (Eurostat) gelieferten Daten hervor. Nur in den Niederlan-
den (56 Prozent) und Irland (55 Prozent) ist der Anteil noch höher. Verglichen 
mit der Situation vor drei Jahren ist der Wohnkostenanteil in Luxemburg so-
gar noch um einen Prozentpunkt gestiegen; in Bulgarien und Spanien, die 
damals die Liste anführten, hat sich die Situation hingegen deutlich verbes-
sert („Malochen für die Miete“; woxx online). Das ist in Luxemburg nicht in 
Sicht: Im dritten Quartal 2024 stiegen die Mietkosten im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 9,4 Prozent an. Arbeitsminister Georges Mischo (CSV) 
übt sich in Fatalismus und meint, ein höherer Mindestlohn allein könne die 
hohen Wohnkosten im Land ohnehin nicht kompensieren. Der Europäische 
Gewerkschaftsbund (Etuc) hingegen fordert in einer Pressemitteilung genau 
dies: Bessere Mindestlöhne und die Stärkung von Tarifverträgen; außerdem 
Bekämpfung von Immobilienspekulation, eine progressive Besteuerung von 
Immobilien und öffentliche Unterstützung von Investitionen in nicht gewin-
norientiert vermieteten Wohnraum. 

Naturschutz

Zurück zum Beton
Joël Adami

Umweltminister Serge Wilmes (CSV) 
will mit seiner Reform des Natur-
schutzgesetzes für schnelleren 
Wohnbau sorgen. Konzepte wie 
„Natur auf Zeit“ könnten jedoch vor 
allem dazu führen, dass der Verlust 
der Biodiversität beschleunigt wird.

„Mit diesem Gesetzesprojekt wollen 
wir das Leben mit der Natur stärken. 
Mehr Naturschutz über Land. Mehr 
Natur in unseren Dörfern und Städten. 
Und gleichzeitig mehr Wohnungen. Al-
les geht Hand in Hand.“ Mit diesen Wor-
ten wird Wilmes in der Pressemitteilung 
zu seinem ersten großen Gesetzespro-
jekt zitiert. Im Vordergrund des Projek-
tes steht der Bürokratieabbau, der Ar-
tenschutz wirkt wie ein Nebengedanke.

Die Reform ist aus der Regierungs-
arbeitsgruppe für die administrative 
Vereinfachung im Wohnungsbau her-
vorgegangen. Das Gesetzesprojekt wur-
de am 2. Oktober vom Regierungsrat 
gutgeheißen, am 16. Oktober landete es 
im Parlament – und am vergangenen 
Mittwoch stellte Wilmes es der Pres-
se vor, wobei seine Pressekonferenz 
davon überschattet wurde, dass Pre-
mierminister Luc Frieden (CSV) sich 
gleichzeitig zum Ausgang der US-Wah-
len ausdrücken wollte. Neben schnel-
lerem Bauen soll das Gesetz für mehr 
Grünflächen im urbanen Raum sorgen 
und im Sinne des „Nature Restoration 
Law“ die Schaffung und Restaurierung 
von Biotopen und Habitaten beschleu-
nigen. Die vorige Regierung hatte zwar 
ebenfalls mit Reformarbeiten an dem 
Naturschutzgesetz begonnen, CSV und 
DP haben jedoch beschlossen, ihr eige-
nes Gesetzesprojekt zu schreiben.

Natur auf Zeit,  
Kompensation für immer

Wichtigstes Element des neuen 
Projektes ist das Konzept „Natur auf 
Zeit“. Auf Flächen, die innerhalb des 
Bauperimeters liegen – oder bald da-
rin klassiert werden sollen – sollen da-
mit keine Kompensationsmaßnahmen 
mehr anfallen. Die waren bisher nötig, 
wenn eine Fläche brachliegen gelassen 
wurde und darauf spontan Vegetati-
on entstand. Bis zu 15 Jahre können 
Grundbesitzer*innen warten, bis sie 
mit dem Bauen anfangen. Dafür dürfen 
Bäume und Sträucher aber nicht zwi-
schen März und Oktober entfernt wer-
den. Für andere Biotope als Laubbaum-
bestände und Hecken gilt die „Natur 
auf Zeit“-Ausnahme übrigens nicht. 
Ob die Möglichkeit, Flächen im Baupe-
rimeter länger brachliegen zu lassen, 
tatsächlich zu schnellerem Bauen oder 
doch nur zu weniger administrativem 
Aufwand führt, ist fraglich.

Als Kompensierung für die Einfüh-
rung dieser Maßnahme müssen die 
Gemeinden künftig auf ihren Bebau-
ungsplänen für neue Wohnviertel und 
öffentliche Gebäude mindestens zehn 
Prozent Grünflächen vorsehen. Diese 
Vorschrift zu mehr Grün im urbanen 
Raum kommt jedoch unabhängig da-
von, ob „Natur auf Zeit“ innerhalb der 
Gemeinde genutzt wird oder nicht.

Unklar ist bisher auch, wie mit „Na-
tur auf Zeit“ dafür gesorgt werden soll, 
dass etwa auf EU-Ebene geschützte Arten 
nicht Opfer des Baggers werden, sollten 
sie sich in den urbanen Brachflächen 
ansiedeln. Will man zwischen März und 
Oktober Bäume auf einer Brachfläche 
fällen, braucht man – Stichwort Büro-
kratieabbau – eine Genehmigung und 
muss beweisen, dass sich keine geschütz-
ten Arten dort aufhalten, während dies 
außerhalb der „Reproduktionsperiode“ 
egal ist. Zumindest für Arten, die ein gro-
ßes Jagdhabitat haben, hat sich Wilmes 
etwas einfallen lassen: die „Ein für alle 
Mal“-Kompensierung. Auf Kosten des 
Staates sollen auf staatlichen Flächen 
Kompensationspläne realisiert werden. 
Die sehen auf jeden Fall vor, dass auf die-
sen Flächen keine Pestizide verwendet 
werden. Welche anderen Maßnahmen 
ergriffen werden, darüber bleibt der Text 
sehr vage. Die Ausgleichspläne umfass-
ten „spezifische Maßnahmen, Struktu-
ren oder Biotope, um reduzierte, beein-
trächtigte oder zerstörte Lebensräume 
wiederherzustellen und einen günstigen 
Erhaltungszustand der Zielarten zu er-
reichen“, heißt es im Gesetzesprojekt. 

Mit der „Ein für alle Mal“-Kompen-
sierung will die Regierung Kompensati-
onsmaßnahmen für andere Bauflächen, 
auf denen diese geschützten Arten vor-
kommen, abschaffen. Visiert sind Arten 
wie der Rotmilan oder Fledermäuse. 
Letztere waren dem Premierminister 
ja bereits im Wahlkampf ein Dorn im 
Auge. Durch die staatliche Kompensie-
rung werden Naturschutzkosten exter-
nalisiert und von der Allgemeinheit be-
zahlt, während private Investor*innen 
in den Wohnbau noch höhere Gewinne 
einstecken können. Wie wirksam diese 
Maßnahmen für den Artenschutz sind, 
bleibt fraglich. Immerhin soll das alle 
fünf Jahre überprüft werden.

Die Reform sieht noch mehr vor: So 
sollen Gemeinden Kompensationspools 
für ihre eigenen Bauprojekte schaffen 
können und es soll leichter werden, Stra-
ßenbäume zu ersetzen. Sicher ist auch, 
dass das Gesetzesvorhaben für viel Dis-
kussion sorgen wird. Déi Gréng nannten 
das Gesetzesprojekt eine „Scheinlösung, 
die Natur und Gesellschaft teuer zu ste-
hen kommen könnte.“ Auch der Mouve-
ment écologique hat für nächsten Mon-
tag eine Pressekonferenz angekündigt.
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(woxx) – Nach einem wortwörtlich abwechslungsreichen Jahr, begrüßen 
wir nun den (hoffentlich!) letzten Neuzugang in der woxx und freuen uns 
sehr über unsere neue Agenda-Koordinatorin Sara Trapp. Die gebürti-
ge Österreicherin zog zwar erst im August vollständig nach Luxemburg 
(davor hatte sie in Wien, Kopenhagen und Berlin gewohnt), hat sich aber 
schon bestens hier eingelebt. In der deutschen Hauptstadt kümmerte sich 
die studierte Literaturwissenschaftlerin hauptsächlich um die Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit bei Verlagen. Unser Team überzeugte aber vor 
allem Saras Engagement als Veranstalterin und Moderatorin. Von The-
men wie „Sucht“ bis hin zu „Wohnen“: Die thematische Lesereihe „noch-
nichtmehrdazwischen“, die Sara zusammen mit vier Freundinnen im 
Jahr 2017 gegründet hat, macht durch ihren unkonventionellen Ansatz 
und Lesungen mit deutschsprachigen Autor*innen in Berliner Kiezknei-
pen auf sich aufmerksam. Als beeindruckende Polyglotte ist sie nicht nur 
bestens für die dreisprachige Aufgabe der Agenda-Koordination vorberei-
tet. Mit ihrer Leidenschaft für Literatur passt auch das Sammeln von Ver-
anstaltungen, Theateraufführungen, Ausstellungen und was sonst noch 
alles im Ländchen und der Großregion läuft, wie angegossen. Und, liebe 
Leser*innen, es heißt Augen und Ohren auf: Denn vielleicht tauscht Sara 

in Zukunft auch mal Kiezkneipe gegen „Stuff“ und veranstaltet eine 
Lesung für die woxx!
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